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Vorlage für die Sitzung des Senats am 25. März 2014 

„Normenkontrollantrag der Länder Bayern und Hessen                                       
zum bundesstaatlichen Finanzausgleich (2 BvF 1/13):                                   

Stellungnahme der Freien Hansestadt Bremen“ 

A. Problem 

Die Bayerische Staatsregierung und die Hessische Landesregierung haben am 4. 
März 2013 beim Bundesverfassungsgericht einen Antrag im Verfahren der abstrakten 
Normenkontrolle eingereicht. Sie beantragen die Feststellung der Verfassungswidrig-
keit verschiedener Vorschriften des Maßstäbe- und des Finanzausgleichsgesetzes. 
Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hat bis zum 31. März 2014 Gelegenheit zur 
schriftlichen Äußerung erhalten. Gemäß Senatsbeschluss vom 17. September 2013 
wurde Prof. Dr. Wieland mit der Prozessvertretung beauftragt und um Erarbeitung ei-
ner Stellungnahme in Abstimmung mit der Senatskanzlei, dem Senator für Justiz und 
Verfassung und der Senatorin für Finanzen gebeten.  
 

B. Lösung 

Die Stellungnahme (Entwurf als Anlage) wird fristgerecht beim Bundesverfassungsge-
richt eingereicht. Schwerpunkte der Stellungnahme sind Ausführungen zum Ziel der 
bundesstaatlichen Finanzverfassung, zur Einbeziehung der kommunalen Finanzkraft, 
zur Einwohnergewichtung der Stadtstaaten und zur tatsächlichen Belastung der An-
tragsteller Bayern und Hessen.  
Die Stellungnahme verdeutlicht, dass die Antragsteller in ihren Erläuterungen das Ziel 
der bundesstaatlichen Finanzverfassung vernachlässigen. Dem Ziel, Bund und Länder 
finanziell so auszustatten, dass sie die ihnen verfassungsrechtlich zukommenden 
Aufgaben wahrnehmen können, kommt aber bei der Beurteilung des vierstufigen Auf-
teilungs- und Ausgleichssystems der bundesstaatlichen Finanzverfassung eine ent-
scheidende Bedeutung zu. Dadurch wird die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in 
ganz Deutschland gewahrt.  
Die Stellungnahme weist darauf hin, dass die Finanzkraft der Länder nur bei einer 
vollständigen Einbeziehung der kommunalen Einnahmen zutreffend ermittelt werden 
kann, da die Kommunen staatsorganisatorisch Teil der Länder sind. Sie wendet sich 
damit gegen die Forderung der Antragsteller auf eine Reduzierung der Einbeziehung 
der kommunalen Einnahmen von 64% auf 50%. 
Beim Ausgleich der Folgen der strukturellen Unterschiede zwischen Stadtstaaten und 
Flächenländern durch die Einwohnergewichtung wenden sich die Antragsteller gegen 
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die ständige Rechtsprechung und geübte Staatspraxis, ohne neue Argumente vorzu-
tragen. Die Einwohnerwertung für die Stadtstaaten gemäß § 9 Absatz 2 und 3 Finanz-
ausgleichsgesetz in Höhe von 135% ist sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach 
verfassungsmäßig. 
Zudem wird in der Stellungnahme verdeutlicht, dass Bayern und Hessen durch den 
Finanzausgleich tatsächlich nicht übermäßig belastet werden. So sind die beiden 
Länder sowohl vor als auch nach den finanzkraftbezogenen Ausgleichsstufen auf 
Rang 1 und 2 zu finden. Sie weisen danach eine deutlich bessere Finanzausstattung 
auf als die anderen Länder und können damit höhere Ausgaben für ihre Einwohner 
tätigen.  
 

C. Alternativen 

Die Freie Hansestadt Bremen verzichtet auf eine eigene Stellungnahme in dem Ver-
fahren 2 BvF 1/13. Diese Alternative wird nicht empfohlen. 
 

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 

Aus der Einreichung der Stellungnahme beim Bundesverfassungsgericht ergeben sich 
weder finanzielle noch personalwirtschaftlichen Auswirkungen. Geschlechtsspezifi-
sche Wirkungen sind nicht zu erwarten.  
 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Es handelt sich um eine gemeinsame Senatsvorlage der Senatskanzlei, des Senators 
für Justiz und Verfassung und der Senatorin für Finanzen. 

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-

setz 

Das Thema dieser Senatsvorlage ist für Öffentlichkeitsarbeit geeignet. Die Senatsvor-
lage kann nach Beschlussfassung und Einreichung der Stellungnahme beim Bundes-
verfassungsgericht im Informationsregister veröffentlicht werden. 
 

G. Beschlussvorschlag 

1. Der Senat beschließt den Entwurf der Stellungnahme der Freien Hansestadt 
Bremen in dem Verfahren 2 BvF 1/13 (Anlage). 

2. Der Senat bittet den Prozessbevollmächtigten Prof. Dr. Wieland, die Stellung-
nahme fristgerecht zum 31. März 2014 beim Bundesverfassungsgericht einzu-
reichen.  



























































































 
Einzelempfehlung der Staatsrätekonferenz 

für die Sitzung des Senats am 25.03.2014 
 

 

Normenkontrollantrag der Länder Bayern und Hessen zum bundesstaatlichen 

Finanzausgleich (2 BvF 1/13): Stellungnahme der Freien Hansestadt Bremen 

(Vorlage 1431/18 ) 

Referent/in: Frau Bürgermeisterin Linnert Herr Senator Günthner Herr 

Staatsrat Dr. Joachim 

________________________________________ 

 

Empfehlung: 

 

Zustimmung zum Beschlussvorschlag auf Seite 2 der Vorlage. 
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